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Es geht um mehr als nur Reformen
Arbeitnehmer: Die Zahlmeister der Nation

Die Gewerkschaften müssen sich 
mit eigenen Politikkonzepten in den 
aufziehenden Bundestagswahl-
kampf einmischen. 

Dabei geht es nicht um Nähe zu 
einzelnen Parteien. Es geht um das 
Engagement für eine Politik, die eine 
Perspektive für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer darstellt.

Die Parteien positionieren sich. Die 
IG Metall auch. „Wir sind als Einheits-
gewerkschaft parteipolitisch unab-
hängig, ergreifen aber Partei für die 
Beschäftigten, die Rentner, die sozial 
Schwachen und die Arbeitslosen“, be-
kräftigt Jörg Hofmann, Bezirksleiter der 
IG Metall Baden-Württemberg. „Bei 
dieser Wahl geht es um eine grund-
legende Richtungsentscheidung, weg 
von der sozialen Marktwirtschaft hin 
zur Marktwirtschaft pur“, befürchtet der 
Metaller.  

Bundestagswahl 2005

Facharbeiter Autoindustrie Baden-Württemberg, Wechselschicht. 
Bruttolohn 3.420 Euro, 3 Prozent steuerfreie Schichtzuschläge:
Ledig, Steuerklasse I/0, Steuer (gesamt)      33 Euro
Verheiratet, Steuerklasse III/2, Steuer (gesamt)      24 Euro
Sozialversicherung     17 Euro
Verlust gesamt (I/0)   50 Euro

Facharbeiter Autoindustrie Baden-Württemberg, Nachtschicht. 
Bruttolohn 3.775 Euro, 10 Prozent steuerfreie Schichtzuschläge:
Ledig, Steuerklasse I/0, Steuer (gesamt)  157 Euro
Verheiratet, Steuerklasse III/2, Steuer (gesamt)  122 Euro
Sozialversicherung   78 Euro
Verlust gesamt (I/0) 235 Euro

Facharbeiter Autoindustrie Baden-Württemberg, Nachtschicht. 
Bruttolohn 3.611 Euro, 16 Prozent steuerfreie Schichtzuschläge:
Ledig, Steuerklasse I/0, Steuer (gesamt)  230 Euro
Verheiratet, Steuerklasse III/2, Steuer (gesamt)  168 Euro
Sozialversicherung 123 Euro
Verlust gesamt (I/0) 353 Euro

Finanzieller Verlust durch Abschaffung der 
Steuerbefreiung von Schichtzuschlägen

Berechnungen: IG Metall. Erläuterung: Die Berechnungen wurden vereinheitlicht, indem jeweils von Steuerklasse 
I/keine Kinder und Steuerklasse III/2 Kinder ausgegangen wurde. Steuer gesamt einschließlich Kirchensteuer und Solida-
ritätszuschlag. Berechnung auf Basis BMF Steuerrechner

n Einführung einer solidarischen 
Einfachsteuer,

n keine weitere steuerpolitische 
Umverteilung zu Gunsten von Unter-
nehmen und Besserverdienenden,

n gerechtere Steuertarife,

n Besteuerung großer Vermögen 
und stärkere Besteuerung großer 
Erbschaften,

n Steuerfreiheit für Zuschläge auf 
Schicht, Sonn- und Feiertagsarbeit, 

n Beibehaltung der Pendlerpau-
schale.

n Einführung einer solidarischen 

Für mehr 
Steuergerechtigkeit

Von Kohl bis Schröder hat die Re-
publik sieben gravierende Steuerre-
formen und Senkungen erlebt. 

Die Vermögenssteuer und die Ge-
werbekapitalsteuer wurden gestrichen. 
Der Spitzensteuersatz auf 42 Prozent 
abgesenkt. Und die Besteuerung der 
Gewinne bei Verkauf von Unternehmen 
wurde erlas-
sen. Alles 
überwiegend 
Steuerge-
schenke an 
Reiche und 
Kapitalge-
sellschaften.

Trotzdem 
konnte der 
Pfad der 
Wachstums-

schwäche und der steigenden Arbeits-
losigkeit nicht verlassen werden.

Union und FDP wollen weitere Steu-
ergeschenke an die Wirtschaft bei 
gleichzeitigen Kürzungen von öffentli-
chen Ausgaben und Sozialleistungen. 
Die Pendlerpauschale soll gekürzt 
und die bisherige Steuerfreiheit von

Sonn- Fei-
ertags- und 
Nachtzu-
schlägen ge-
strichen wer-
den. Gleich-
zeitig droht 
eine Erhö-
hung der 
Mehrwert-
steuer. Die 
wirtschaft-

Steuerpläne kosten richtig Geld
lichen und sozialen Probleme würden 
dadurch weiter verschärft.
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Selbst- und Mitbestimmung sind 
wichtige Voraussetzungen für den 
Erfolg einer modernen Industrie- 
und Dienstleistungsgesellschaft.  
Deshalb darf die betriebliche, un-
ternehmerische und gesellschaft-
liche Stellung der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer nicht ge-
schwächt, sondern muss gestärkt 
werden. 

Union und FDP wollen die Ge-
werkschaften schwächen und sitzen 
dabei mit den Arbeitgebern in einem 
Boot. Dazu soll die Tarifautonomie 
zur Schlachtbank geführt werden. Mit 
solchen betrieblichen Bündnissen soll  
Tür und Tor für eine breite Absenkung 
von Tarifstandards geöffnet werden.  
Wer den Flächentarifvertrag in Frage 
stellt, liefert die abhängig Beschäftig-
ten dem Erpressungsdruck der Unter-
nehmer aus.

Die aktuellen Attacken auf die Mit-
bestimmung sind fahrlässig und falsch. 

Unser Modell der Unternehmensmit-
bestimmung ist erfolgreich und Garant 
für sozialen Frieden in den Betrieben 
und somit auch in der Republik. Wer 
daran rüttelt, der marschiert in eine 
andere Gesellschaft, in der nur ökono-
mische Effizienz und Aktionärsinteres-
sen zählen. Mitbestimmung dient als 
Motor für eine sozial verantwortliche 
und wirtschaftlich nachhaltige Politik 
und ist somit ein wichtiger Erfolgsfak-
tor für die deutsche Wirtschaft.

n Keine Eingriffe in Arbeitneh-
mer- und Gewerkschaftsrechte,

n Stärkung der Tarifautonomie.

n Sicherung und Ausbau von 
Mitbestimmung in Betrieb und 
Unternehmen.

n gesetzliche Mindestlöhne auf 
Basis von Tarifverträgen. 

Stärkung der
Arbeitnehmerrechte

Die Agenda 2010 hat sich als Irrweg 
erwiesen. Die vorliegenden Konzepte 
von Union und FDP stellen einen 
Frontalangriff auf den Sozialstaat 
dar.

Der Verzicht auf Einkommen und so-
ziale Rechte und immer tiefere Ein-
schnitte ins soziale Netz führen nicht 
zu mehr Sicherheit und Wohlstand. 
Der Markt alleine wird keine Arbeits-
plätze schaffen. Es muss endlich 
Schluss sein mit einer Politik, die die 
Reichen reicher und die Armen är-
mer macht. 

Die IG Metall kämpft nicht für oder 
gegen eine der demokratischen Par-
teien oder für oder gegen eine be-
stimmte Koalition. Es geht um eine 
arbeitnehmerorientierte Politik für 
Arbeit, Innovation und Gerechtigkeit. 
Das ist unser Maßstab.

KOMMENTAR

Jörg Hofmann, 
IG Metall 
Bezirksleiter 
in Baden-
Württemberg

Angriffe auf Mitbestimmung 
und Tarifrechte

Tarifverträge schützen

35 Stunden pro Woche von Montag bis Freitag

Urlaubsanspruch für 30 Tage 
(6 x 5 Tage)

50 % zusätzliches Urlaubsgeld pro Urlaubstag

Löhne, Gehälter und Ausbildungstarife sind durch 
Tarifverträge festgelegt

Schichtzulagen für Spätarbeit 20 %, bei Nachtarbeit 
30 %, bei Sonntagsarbeit 50 % und bis zu 150 % bei 
Feiertagsarbeit

26,59 Euro im Monat vermögenswirksame Leistungen

Wer 53 Jahre (in manchen Fällen 54) oder älter ist und 
bereits 3 Jahre im selben Betrieb, darf nicht entlassen 
werden

Wer das genannte Alter erreicht hat, darf auch dann nicht 
weniger verdienen, wenn seine Leistung aufgrund des 
Alters nachlässt

Keine Einschränkung der Entgeltfortzahlung bei 
Krankheit

Diese Tarifstandards sollen für betriebliche Regelungen geopfert werden
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IG Metall. 
Wir sind für die Menschen da.


